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93/01 Eisenbahn 

Text 

Pflichten des Eisenbahnunternehmens. 

§ 19. (1) Das Eisenbahnunternehmen ist verpflichtet, die Eisenbahn einschließlich der Betriebsmittel 
und des sonstigen Zugehörs unter Berücksichtigung der Sicherheit, der Ordnung und der Erfordernisse 
des Eisenbahnbetriebes und des Eisenbahnverkehrs zu bauen, zu erhalten, zu ergänzen und nach Maßgabe 
der Rechtsvorschriften und der Konzession zu betreiben. Durch Anstalten des Bundes oder eines 
Bundeslandes, akkreditierte Stellen oder benannte Stellen im Rahmen des fachlichen Umfanges ihrer 
Akkreditierung, staatlich autorisierte Anstalten und Ziviltechniker, jeweils im Rahmen ihrer Befugnisse, 
ist in einem Zeitraum von jeweils fünf Jahren regelmäßig wiederkehrend prüfen zu lassen, ob die 
Eisenbahn einschließlich der Betriebsmittel und des sonstigen Zugehörs den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes, den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen und den 
eisenbahnrechtlichen Baugenehmigungs- und Betriebsbewilligungsbescheiden noch entspricht. Über jede 
wiederkehrende Prüfung ist eine der Behörde vorzulegende Prüfbescheinigung auszustellen, die 
insbesondere festgestellte Mängel und Vorschläge zu deren Behebung zu enthalten hat. 

(2) Das Eisenbahnunternehmen hat Vorkehrungen zu treffen, daß durch den Bau, Bestand oder 
Betrieb der Eisenbahn keine Schäden an öffentlichem und privatem Gut entstehen. Es haftet, unbeschadet 
der Haftung nach anderen gesetzlichen Vorschriften, für Schäden, die durch den Bau oder Bestand der 
Eisenbahn an den benachbarten Liegenschaften verursacht werden. 

(3) Ist die Sicherheit des Eisenbahnbetriebes nicht mehr gegeben, so hat die Behörde die gänzliche 
oder teilweise Einstellung des Betriebes zu verfügen. Der Betrieb darf nur mit Bewilligung der Behörde 
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wieder aufgenommen werden. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn die Sicherheit des Betriebes 
gewährleistet ist. 

(4) Das Bundesministerium für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft kann allgemein oder für einzelne 
Eisenbahnen durch Verordnung bestimmen, welche Maßnahmen von den Eisenbahnunternehmen zur 
Wahrung der ihnen gemäß den Abs. 1 und 2 obliegenden Verpflichtungen nach dem jeweiligen Stande 
der technischen Entwicklung des Eisenbahnwesens zu treffen sind. 
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